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Auf- und Feststellung nachzuholender kommunaler Jahresabschlüsse 
und Eröffnungsbilanzen 

Mit großem Engagement und persönlichem Einsatz der Kämmereien ist es den Kommunen 

gelungen, die Kommunale Doppik in den Kommunalverwaltungen einzuführen und in den 

Verwaltungsalltag zu integrieren.  

Die Umstellung auf die Kommunale Doppik hat die Kommunen jedoch vor erhebliche 

Herausforderungen gestellt. Insbesondere die Eröffnungsbilanz sowie die nachfolgenden 

Jahresabschlüsse konnten vielfach nur mit erheblichen Verzögerungen erstellt werden. Vor 

dem Hintergrund, dass bei einer Vielzahl von Gemeinden ein langjähriger Abarbeitungsstau bei 
der Erstellung der doppischen Jahresabschlüsse entstanden ist, ergehen die nachfolgenden 

Hinweise zum Umgang mit rückständigen Jahresabschlüssen sowie der Eröffnungsbilanz im 

Rahmen rechtsaufsichtlicher Entscheidungen. 

Allgemein wird empfohlen, die Erläuterung eines Jahresabschlusses auf die wesentlichen 

Punkte, die für das Verständnis der finanziellen Lage der Kommune relevant sind, zu begrenzen 

und durch die Schwerpunktsetzung auf die wichtigsten Ergebnisse und der erheblichen 
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Planabweichungen sicherzustellen, dass insbesondere die notwendigen relevanten 

finanzwirtschaftlichen Daten enthalten sind. 

1. Duldung von Erleichterungen bei der Aufstellung nachzuholender Jahresabschlüsse bis 

einschließlich des Haushaltsjahres 2023 bis 31. Dezember 2029  

Im Rahmen einer rechtsaufsichtlichen Duldung werden auf Grundlage eines 

notwendigerweise vorzulegenden konkreten Zeitplans zur Abarbeitung der bestehenden 

Rückstände Erleichterungen von rechtlichen Vorgaben zu den Jahresabschlüssen und – 

soweit diese auf die Eröffnungsbilanz entsprechend anwendbar sind – zur Eröffnungsbilanz 

zugelassen: 

 Verbundene Auf- und Feststellung von Jahresabschlüssen für zwei Haushaltsjahre 
(„Doppeljahresabschluss“) 

Da bei nachzuholenden Jahresabschlüssen die Auf- und die Feststellung der 
Jahresabschlüsse bereits verfristet sind, stehen unter der Voraussetzung, dass auch bei 

einem „Doppeljahresabschluss“ ein getrennter zahlenmäßiger Nachweis für beide 
Haushaltsjahre erfolgt, der Aufstellung eines Doppeljahresabschlusses keine 

rechtsaufsichtlichen Bedenken entgegen. 

Das Beifügen eines gemeinsamen Rechenschaftsberichtes und eines gemeinsamen 
Anhanges ist in diesem Fall ausreichend. 

 Verzicht auf die Buchung von internen Leistungsverrechnungen (§ 16 GemHVO) 

 Verzicht auf die körperliche Inventur (§ 37 GemHVO) 

 Verzicht auf eine Darstellung der Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre gemäß § 42 

GemHVO, die eine Belastung der Haushaltsjahre bis 2023 darstellen 

 Verzicht auf die Angaben nach § 53 Absatz 2 Nummern 1, 3 und 7 GemHVO im Anhang 

 Verzicht auf die Erläuterung des Verlaufs der Haushaltswirtschaft und die Darstellung 
der wirtschaftlichen Lage der Gemeinde nach § 54 Absatz 1 Satz 1 GemHVO sowie die 
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Angaben nach § 54 Absatz 2 Nummern 1 bis 4 und Nummer 6 GemHVO im 

Rechenschaftsbericht 

 Verzicht auf Anlagen 27 (Stand der Rücklagen) und 29 (Kennzahlen zur Beurteilung der 

finanziellen Leistungsfähigkeit) der VwV Produkt- und Kontenrahmen 

2. Vereinfachungen im Vorgriff auf künftige Rechtsänderungen - Entwurf einer Verordnung 

des Innenministeriums zur Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung, der 

Eigenbetriebsverordnung-HGB und der Eigenbetriebsverordnung-Doppik  

Bis zum Inkrafttreten der entsprechenden Änderungen sollen folgende Abweichungen von 

rechtlichen Vorgaben rechtsaufsichtlich nicht beanstandet werden: 

 Verzicht auf die Bildung von Rückstellungen für die Lohn- und Gehaltszahlung für 
Zeiten der Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Altersteilzeit und ähnlichen 

Maßnahmen (§ 41 Absatz 1 Nummer 1 GemHVO) 

 Verzicht auf die bilanzielle Einzelwertberichtigung von Forderungen bis 500 Euro (§ 43 

GemHVO) 

Es ist vorgesehen, zur Verwaltungsvereinfachung eine Kleinbetragsregelung bei der 
bilanziellen Wertberichtigung von Forderungen einzuführen. Forderungen, die den 

Betrag von 500 Euro nicht übersteigen, müssen nicht einzelwertberichtigt werden, 
sofern dies nicht aus anderen Gründen geboten ist. Zwingende rechtliche Gründe sind 

z.B. Niederschlagungen im Rahmen von Insolvenzverfahren. 

 Verzicht auf die nachrichtliche Ausweisung des Bestands an inneren Darlehen zum 

Jahresende in der Finanzrechnung (§ 50 Nummer 43 GemHVO) 

 Verzicht auf die gesonderte Darstellung der durch die Abweichungen von den 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden verursachten Veränderung der Vermögens-, 
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Ertrags- und Finanzlage (§ 53 Absatz 2 Nummer 2 Halbsatz 2 GemHVO) und Verzicht 

auf die Angaben nach § 53 Absatz 2 Nummer 8 GemHVO im Anhang 

 Verzicht auf Angaben nach § 54 Absatz 2 Nummern 3 und 4 GemHVO im 

Rechenschaftsbericht 

Die Rechtsaufsichtsbehörden werden gebeten, die ihnen rechtsaufsichtlich unterstellten 

Kommunen über den Erlass zu informieren. 

Gez. Dr. Sibylle Müller 


